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Der vorliegende Artikel widmet sich der Eurasischen Wirtschaftsunion,
die im Jahr 2015 als Ergänzung zur Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft gegründet werden soll. Bei der Schaffung und Sicher-
stellung funktionierender rechtlicher Grundlagen dieser supranatio-
nalen Organisation sowie der Bestimmung ihrer rechtlichen Natur soll
einerseits auf die positiven Erfahrungen der bereits heute auf dem
postsowjetischen Raum existierenden zwischenstaatlichen Vereini-
gungen und Organisationen sowie andererseits auf die Erfahrungen
der Europäischen Union zurückgegriffen werden.
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Im Kontext der Globalisierung gibt es eine untrennbare Ver-
bindung der nationalen und internationalen Interessen. Grund-
legende nationale Interessen können nur im Rahmen der ge-
meinsamen Interessen der Staaten erreicht werden, deren 
Bedeutung immer entscheidender wird. Es ist kein Zufall, dass 
zwischenstaatliche Integrationsprozesse heute von besonde-
rer Wichtigkeit sind. Der effektive Staatsaufbau ist ohne über-
einstimmende Rechtspolitik im Bereich der gleichberechtigten 
Zusammenarbeit der Weltgemeinschaft nicht möglich. Die Er-
folge innerstaatlicher Reformierung sind mit der zwischen-
staatlichen Integration eng verbunden. Bei der Lösung der 
Probleme im Weltmaßstab müssen die Prozesse der Globali-
sierung verwaltet werden. Dazu dient die Rechtspolitik in der 
Sphäre der Vereinigungen von Staaten1. 

Das Hauptproblem der modernen Staatlichkeit ist das Problem 
der Souveränität. Das Wesen der Souveränität ist heute nicht 
nur auf die Freiheit des Staates beschränkt, seine Autorität 
unabhängig auszuüben, sondern wird durch das Streben nach 
vollwertiger Zusammenarbeit im Rahmen zwischenstaatlicher 
Vereinigungen um das Wohl des Menschen und der ganzen 
Gesellschaft ergänzt. Optimal ist die Kombination der Souve-
ränität der Mitgliedstaaten und der neuen Formen des zwi-
schenstaatlichen Verkehrs mit der Bildung supranationaler 
Strukturen. 

Die Frage über die Souveränität der Mitgliedstaaten ruft nicht 
zufällig ernste Differenzen hervor und verstärkt die zentrifuga-
len Tendenzen in den zwischenstaatlichen Integrationspro-
zessen. Ein anschauliches Beispiel ist die Erfahrung der euro-
päischen Integration im Zusammenhang mit dem Entwurf der 

                                                   

1  Siehe: Kirejeva S.A., Die zwischenstaatliche Integration als außen-
politische Funktion des Russischen Staates: Dissertation Dr. der 
Rechtswissenschaften. Astrachan, 2006. S. 464 – 465.  
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Verfassung der Europäischen Union. Die Mitgliedstaaten ha-
ben die drohende Aushöhlung der staatlichen Souveränität 
und der nationalen Identität im Prozess der Integration er-
kannt, was zum Scheitern der Verfassung geführt hat. Der 
Hauptgrund bestand im Fehlen eines Kompromisses über die 
Souveränität. 

In einer zwischenstaatlichen Vereinigung mit supranationalen 
Organen ist das Prinzip der Subsidiarität berufen, die souve-
ränen Interessen der Nationen und ihre Identität zu schützen. 
Dieses Prinzip ist eine Garantie des Schutzes der nationalen 
Souveränität der Mitgliedstaaten vor Eingriffen durch die  
supranationalen Organe. Andererseits gibt das Prinzip der 
Subsidiarität dem Integrationsprozess eine positive Dynamik, 
da es in bestimmten Etappen der Integration der Festigung 
der supranationalen Strukturen dient. 

In der Integration der Länder im postsowjetischen Raum 
kommt Russland eine führende Rolle als einem natürlichen 
Kern der Vereinigungsprozesse zu. Die Ideen über die mögli-
che Integration der ehemaligen sowjetischen Republiken ent-
standen tatsächlich sofort nach dem Zusammenbruch der 
UdSSR. Eine wichtige historische Mission erfüllt die Gemein-
schaft Unabhängiger Staaten, die sich allerdings nicht zu ei-
nem wirksamen Mechanismus der rechtlichen Regelung der 
Beziehungen zwischen den Ländern des postsowjetischen 
Raumes verwandelt hat. Der Unionsstaat von Russland und 
Weißrussland, der ein hohes Niveau der Annäherung der Län-
der demonstriert hat, betrifft nur die bilateralen Beziehungen. 

Die Bildung und das Funktionieren der zwischenstaatlichen 
Strukturen im postsowjetischen Raum sind Prozesse, die ihre 
einzigartigen Besonderheiten und spezifische Merkmale ha-
ben. Die Gemeinschaft Unabhängiger Staaten, der Unions-
staat von Russland und Weißrussland, die Eurasische Wirt-
schaftsgemeinschaft, die Zollunion, der Einheitliche Wirt-
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schaftsraum und andere Vereinigungen stellen verschiedene 
Formen des zwischenstaatlichen Verkehrs dar. Jedoch ist 
heute das wirksame Modell der Beziehungen der Staaten im 
postsowjetischen Raum noch nicht gefunden. 

Die Zukunft der Staaten im postsowjetischen Raum ist mit 
dem Prozess ihrer weiteren Einigkeit, der Errichtung fester, 
beiderseitig vorteilhafter und vielseitiger Beziehungen verbun-
den. Es ist wichtig, eine akzeptable Form der zwischenstaatli-
chen Vereinigung mit der Übertragung bestimmter supranatio-
naler Vollmachten zu bestimmen. Die Idee der Eurasischen 
Union scheint ausreichend optimistisch und real. Es gibt heute 
den Wunsch der Staaten, sich im Rahmen einer neuen Integ-
rationsstruktur zu entwickeln, und das ist auch der Wille ihrer 
führenden politischen Funktionäre2. 

Vladimir Putin bietet „ein Modell der mächtigen supranationa-
len Vereinigung“ an, das fähig ist, einer der Pole der moder-
nen Welt zu werden und dabei die Rolle eines wirksamen Mitt-
lers zwischen Europa und der dynamischen Asien-Pazifik-
Region zu spielen. Die enge Integration auf einer neuen wert-
mäßigen, politischen Wirtschaftsgrundlage sei ein Befehl der 
Zeit3. 

Die Russische Föderation wird zur Vertiefung der eurasischen 
Integration im Rahmen der Zollunion und des Einheitlichen 
Wirtschaftsraumes der Russischen Föderation, der Republik 
Weißrussland und der Republik Kasachstan sowie zur Bildung 
der Eurasischen Wirtschaftsunion bis zum 1. Januar 2015 bei-
                                                   

2  Siehe: Malko A.V., Elistratova V.V., Zum Problem der Bildung der 
Eurasischen Wirtschaftsunion als ein neues Modell der zwischen-
staatlichen Vereinigung / / Die Rechtspolitik und das Rechtsleben. 
2014. № 1. S. 8 –10. 

3  Siehe: Putin V.V., Ein neues Integrationsprojekt für Eurasien ist die 
Zukunft, die heute geboren wird / / Zeitung „Isvestija“. 3. Oktober 
2011.  
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tragen, ausgehend von der Offenheit dieser Prozesse für den 
Beitritt anderer Staaten, vor allem der Mitglieder der Eurasi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft und der Teilnehmer der GUS 
(Gemeinschaft Unabhängiger Staaten). Unser Land ist bereit, 
die internationale Positionierung der neuen Integrationsstruk-
turen zu unterstützen. 

Die Einführung des Prinzips der stufenweisen und abwechs-
lungsreichen Integration im postsowjetischen Raum ist durch 
die spezifischen Besonderheiten der hier verlaufenden Pro-
zesse bedingt. Wir sind mit V. Lukjanova einig, dass sich die 
regionale wirtschaftliche Integration zwischen den Ländern mit 
vergleichbarem wirtschaftlichen Niveau am erfolgreichsten 
entwickelt, dass hingegen die Vereinigung von Ländern mit 
verschiedenem Niveau der wirtschaftlichen Entwicklung im 
Rahmen einer Integrationsstruktur solche zwischenstaatliche 
Vereinigung verwundbar für globale Wirtschaftskrisen macht4. 
„Unsere Aufgabe besteht darin, die Eurasische Wirtschafts-
union widerstandsfähiger zu machen und sie diesen Risiken 
nicht auszusetzen“5. 

Die Eurasische Wirtschaftsunion ist ein einzigartiges Projekt, 
das die neuen Möglichkeiten der Integration im postsowjeti-
schen Raum realisieren soll. Sie wird vieles von der Europäi-
schen Union übernehmen, aber sie wird nicht äquivalent sein. 
Sie ist auch kein Versuch der Wiederherstellung der Sowjet-
union. Sie wird eine neue Form der zwischenstaatlichen Ver-
einigung mit spezifischen eigenen Merkmalen und Besonder-
heiten sein. 

Der Vertrag über die Bildung des einheitlichen Zollgebietes 
und der Zollunion zwischen der Republik Weißrussland, der 

                                                   

4  Siehe: Lukjanova V.Ju., Zur Bildung des gemeinsamen Wirtschafts-
raumes / / Zeitschrift des russischen Rechts. 2012. № 9. S. 109. 

5  Zeitung „Rossijskaja Gaseta“. 4. Mai 2012 
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Republik Kasachstan und der Russischen Föderation vom 
6. Oktober 20076, der Vertrag über das Zollgesetzbuch der 
Zollunion vom 27. November 2009, die Bildung des Einheitli-
chen Wirtschaftsraumes am 1. Januar 2012 sowie der Vertrag 
über die Freihandelszone im Rahmen der GUS (Gemeinschaft 
Unabhängiger Staaten)7 haben eine reale rechtliche Grundla-
ge für die Bildung und das Funktionieren der zukünftigen Eu-
rasischen Wirtschaftsunion geschaffen. 

Die Zollunion hat das rechtliche Fundament für das Schaffen 
der Bedingungen für die Bildung des einheitlichen Zollgebietes 
und die Positionierung der Mitgliedstaaten auf dem Weltmarkt 
gelegt. Diese Aufgabe ist schon erfolgreich gelöst. Man kann 
ganz sicher konstatieren, dass die Zollunion eine ziemlich 
wirksame Integrationsstruktur ist. 

Es ist wichtig, die Bedeutung des Einheitlichen Wirtschafts-
raumes zu betonen. O. Bakajeva meint, dass das Ziel der Bil-
dung des Einheitlichen Wirtschaftsraumes die Prioritäten der 
vorhergehenden Etappe der Allianz übertrifft, die Grenzen der 
Rechtspolitik ausdehnt, sich also nicht nur auf die Zollfragen 
beschränkt. Betroffen sind vielmehr auch: die Bildung einer 
wirksamen Verkehrsinfrastruktur, eines günstigen Investitions-
klimas, die freie Bewegung von Waren, des Kapitals, der Ar-
beitskraft und der Dienstleistungen auf der Grundlage der ver-
einheitlichten Gesetzgebung, die Erweiterung der Absatzmärk-

                                                   

6  Siehe: Bundesgesetz vom 27. Oktober 2008 № 187-FZ „Über die 
Ratifizierung des Vertrags über das einheitliche Zollgebiet und die 
Bildung der Zollunion“ / / Zeitung „Rossijskaja Gaseta“. 29. Oktober 
2008.  

7  Siehe: Abkommen über Freihandelszone vom 18. Oktober 2011. 
Ratifiziert vom Bundesgesetz vom 1. April 2012 № 21-FZ / / Gesetz-
gebungssammlung der Russischen Föderation. 2012. № 14. 
Art. 1547. 
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te, die Sicherstellung der stabilen und bilanzierten Entwicklung 
von drei Ländern8. 

Die bewusste und zielgerichtete rechtliche Regelung der staat-
lichen Entwicklung durch die schöpferische Nutzung des In-
strumentariums des Integrationsrechts mit einer führenden 
rechtlichen Rolle der zwischenstaatlichen Strukturen ist zu 
einem der wichtigsten Mittel der Sicherstellung der Stabilität 
der Staaten, ihrer Anpassung an sich ändernde Bedingungen 
und der Sicherstellung der Lebensfähigkeit der Menschheit 
geworden9. 

Die Bildung der Grundlagen der wirksamen rechtlichen Sicher-
stellung der Tätigkeit der Eurasischen Wirtschaftsunion auf-
grund der positiven Erfahrung der im postsowjetischen Raum 
existierenden zwischenstaatlichen Vereinigungen sowie der 
Europäischen Union ist vor allem mit einer deutlichen Bestim-
mung des Rechtsstatus und der juristischen Natur eines neu-
en zwischenstaatlichen Modells verbunden. Davon hängt der 
Erfolg der weiteren Integration im postsowjetischen Raum ab. 

Bei der Entwicklung der zwischenstaatlichen Strukturen im 
postsowjetischen Raum werden auch einige Besonderheiten 
des Modells der Europäischen Union relevant. Bei der Bildung 
der Eurasischen Wirtschaftsunion ist es wichtig, sowohl die 
Erfahrung der zwischenstaatlichen Vereinigungen mit der 
Teilnahme der Russischen Föderation als auch die Erfahrung 
der Europäischen Union zu berücksichtigen, die einen großen 

                                                   

8  Siehe: Bakajeva O.Ju., Rechtspolitik der Russischen Föderation  
im Vorfeld der Gründung der Eurasischen Wirtschaftsunion / / 
Rechtspolitik und die Modernisierung der Staatlichkeit / Materialien 
der internationalen wissenschaftlich-praktischen Konferenz vom  
13-14. Dezember 2012. Pjatigorsk, 2012. S. 211. 

9  Siehe: Kaschkin S.Ju., Die Tendenzen in der Entwicklung des Inte-
grationsrechts im Kontext der Globalisierung / / Gesetze von Russ-
land. 2013. № 1. S. 5. 
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praktischen Wert darstellt. Die Europäische Union ist die größ-
te moderne Integrationsvereinigung, die kein Analogon in der 
Welt hat. Das ist eine neue und einzigartige Erscheinung, die 
sich im Prozess der ständigen Veränderungen befindet10. 

Die Bedeutsamkeit der Erfahrung der Europäischen Union und 
ihre aktive Nutzung in den Integrationsprozessen sind durch 
ihren Einfluss sowohl auf das Völkerrecht als auch auf das 
Verfassungsrecht zu erklären. In ihrem Rahmen sind die all-
gemeinen Tendenzen der Entwicklung des modernen Rechts 
schon heute gelegt, die Prognosen in der Sphäre der Vereini-
gung von Staaten zu stellen helfen. In der EU geschieht in ei-
nem größeren Maßstab der Prozess der Konstitutionalisierung 
des supranationalen Rechts. Einerseits ist die Verstärkung der 
Effektivität des Rechtes wegen seiner Universalität und der 
Harmonisierung auf einem größeren Raum vorhanden, ande-
rerseits verwirklicht sich die Entwicklung der Mechanismen der 
Sicherstellung von Einheit und Konsens mittels der maximalen 
Berücksichtigung der Vielfältigkeit der Teilnehmer und der 
Nutzung der neuen Rechtsquellen oder der Anpassung der 
alten Rechtsquellen an die neuen Bedingungen11. Wir sind mit 
S. Kaschkin einverstanden, dass mit dem Erscheinen des sup-
ranationalen rechtlichen Systems der Europäischen Union die 
ehemalige Zwei-Ebenen-Struktur durch eine neue, moderne 
Struktur mit drei Ebenen von Beziehungen ersetzt wurde: das 
nationale Recht der Staaten, das supranationale Integrations-
recht und das Völkerrecht. 

                                                   

10  Siehe: Kostenko M.L., Lavrenova N.V., EU nach Maastricht: Födera-
tion, Konföderation oder eine internationale Organisation? / / Staat 
und Recht. 1994. № 4. S. 105. 

11  Siehe: Kaschkin S.Ju., Die Tendenzen in der Entwicklung des Integ-
rationsrechts im Kontext der Globalisierung / / Gesetze von Russ-
land. 2013. № 1. S. 7. 
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Die Europäische Union hat nicht nur viele Errungenschaften 
des Rechts schöpferisch verarbeitet, sondern verwendete 
auch organisatorisches und ideologisches Erbe der Sowjet-
union. Es wird in einem für das europäische Recht neuen Be-
griff der „Werte der EU“ widergespiegelt. Die Arten von 
Rechtsakten der EU sind ebenfalls von Interesse. Zum Bei-
spiel hat sich die Richtlinie in das universelle Instrument der 
europäischen politisch-rechtlichen Integration verwandelt. Das 
Studium des Rechts der Europäischen Union bietet die Mög-
lichkeit, die neuen Tendenzen, Ideen und Methoden, die die 
neuesten Fortschritte im juristischen Denken darstellen, be-
kanntzumachen12. Daher ist es sinnvoll, über eine ausreichen-
de Flexibilität des europäischen Rechts zu sprechen, und das 
macht es zu einem würdigen Vorbild, auch in den Prozessen 
der eurasischen Integration. 

Die Verwirklichung der wirksamen zwischenstaatlichen In-
tegration erfasst im Rahmen der Eurasischen Wirtschaftsunion 
unbedingt die Bildung des organisatorisch-rechtlichen Mecha-
nismus der Harmonisierung der Gesetzgebung von Mitglied-
staaten. Die europäische Erfahrung der zwischenstaatlichen 
Vereinigung zeigt, dass die gesetzgebende Tätigkeit der Or-
gane der EU aufgrund der einhergehenden Harmonisierung 
des Rechts die Union zur höchsten Stufe der Integration ge-
bracht hat13. Dank den Prozessen der Harmonisierung im 
Rahmen der EU gelang es, einen allgemeinen und später ei-
nen einheitlichen Markt zu schaffen. 

                                                   

12  Siehe: Kutafin O.Je., Zum Leser / / Europäische Union: Grund-
rechtsakte in der Redaktion des Lissabon-Vertrags mit Kommenta-
ren. Moskau, 2008. C. 6. 

13  Siehe: Doronina N.G., Vereinheitlichung und Harmonisierung des 
Rechts im Rahmen der internationalen Integration / / Zeitschrift des 
russischen Rechts. 1998. № 6. S. 58. 



 

15 

Ein Merkmal des gegenwärtigen Niveaus der zwischenstaat-
lichen Integration ist die Nutzung und die Verstärkung der Rol-
le des Mittels der Harmonisierung und Vereinheitlichung von 
Völkerrecht und nationalem Recht14. Wenn die Vereinheitli-
chung des Rechts die Schaffung einheitlicher Rechtsnormen 
und damit identischer Verhaltensmodelle der Mitgliedstaaten 
in einer zwischenstaatlichen Struktur vorsieht, so trägt die 
Harmonisierung als das Mittel der Vereinheitlichung zur Ent-
wicklung von ähnlichen Normen des nationalen Rechts und 
dadurch zur Sicherstellung der Übereinstimmung im System 
und der Beseitigung wesentlicher Widersprüche bei. Die ge-
setzgebende Tätigkeit der Organe der Eurasischen Wirt-
schaftsunion wird auch entsprechende Formen und Methoden 
der Harmonisierung des Rechts fordern. 

Die wichtigste Herausforderung der rechtlichen Sicherstellung 
der Tätigkeit und des Funktionierens der zukünftigen Eurasi-
schen Wirtschaftsunion ist die Einbindung eines supranationa-
len Parlaments in ihre Struktur. Wichtig ist es, die ziemlich ge-
ringe Effektivität solch „einfacher“ Parlamente wie dem der 
Gemeinschaft Unabhängiger Staaten und anderer regionalen 
Organisationen im postsowjetischen Raum, insbesondere des 
Organs der zwischenparlamentarischen Zusammenarbeit, zu 
berücksichtigen. Deren Nachteil liegt in dem bloß empfehlen-
den Charakter der gefassten Beschlüsse. 

Die Eurasische Wirtschaftsunion braucht ein „autoritatives“ 
Parlament. S. Naryschkin und T. Habrijeva meinen, dass die 
Bildung dieses Organes eines neuen Typs dem Integrations-
prozess einen notwendigen Impuls, insbesondere im Hinblick 
auf die Stärkung seiner rechtlichen Grundlage und auf die 
                                                   

14  Siehe: Woloschin Ju.A., Die Mittel der Zusammenwirkung der 
Rechtsordnungen von zwischenstaatlichen Vereinigungen und Mit-
gliedstaaten: Probleme der Theorie und Praxis / / Der neue Rechts-
gedanke. 2011. № 6. S. 47. 
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Verbesserung seiner Legitimität, gibt und auch zur Verstär-
kung der demokratischen Anfänge der Konzeption des organi-
satorisch-rechtlichen Mechanismus der eurasischen Integrati-
on beitragen wird15. Die Erfahrung der EU zeigt, dass die Bil-
dung des supranationalen parlamentarischen Organes nicht 
zum vollen Ausschluss der nationalen Parlamente vom Pro-
zess der Vorbereitung und Entscheidungsfindung in der Integ-
rationsorganisation führen soll, da die Mitgliedstaaten ihre 
Souveränität nicht verlieren und die nationalen Parlamente 
das Recht der Kontrolle der Außenpolitik der Staaten behal-
ten. 

Im derzeitigen Stadium ist es nötig, die Grundlagen einer ef-
fektiven rechtlichen Garantie der Tätigkeit der neuen suprana-
tionalen Struktur aufgrund der positiven Erfahrung der auf dem 
postsowjetischen Raum existierenden zwischenstaatlichen 
Vereinigungen und Organisationen sowie der Europäischen 
Union auszuarbeiten. Die wirksamen Mittel der rechtlichen 
Sicherstellung der Tätigkeit der Eurasischen Wirtschaftsunion 
sind anhand einer durchdachten Rechtspolitik festzustellen. 
Es werden das wissenschaftliche Verständnis der rechtlichen 
Grundlage, die deutliche Bestimmung der rechtlichen Natur 
eines neuen zwischenstaatlichen Modells und die rechtliche 
Prognostizierung der Entwicklung der Integrationsprozesse 
gefordert. Eine große Bedeutung werden die Empfehlungen 
und Vorschläge von Wissenschaftlern haben, die auf die Ver-
vollkommnung des organisatorisch-rechtlichen Mechanismus 
der Eurasischen Wirtschaftsunion gerichtet sind. Es ist auch 
wichtig, die Haupttendenzen in der Sphäre dieser zwischen-
staatlichen Vereinigung zu bestimmen. 

                                                   

15  Siehe: Naryschkin S.Je., Habrijeva T.Ja., Zur einer neuen parlamen-
tarischen Dimension der eurasischen Integration / / Zeitschrift des 
russischen Rechts. 2012. № 8. S. 13. 
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Die Frage über die organisatorisch-rechtliche Form dieses 
neuen Modells der Vereinigung im postsowjetischen Raum 
fordert, insbesondere unter Berücksichtigung der Transforma-
tion der Formen seiner Existenz in verschiedenen Etappen der 
Integration, eine detaillierte wissenschaftliche Analyse, ein-
schließlich der Positionen des staatlich-rechtlichen Heran-
gehens. 

Die allgemeine wissenschaftlich-theoretische Erforschung der 
neuen Form der zwischenstaatlichen Vereinigungen ist von 
besonderer Bedeutung, weil die Realisierung der Ziele und 
Aufgaben dieser Form der zwischenstaatlichen Vereinigung 
davon abhängt. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Form 
der zwischenstaatlichen Vereinigung mit den Elementen der 
Form eines Staates aufs engste verbunden ist. 

Der Prozess der Bildung der Eurasischen Wirtschaftsunion 
kann nicht einfach und unproblematisch sein. Dies wird ein 
Weg mit einer Menge an Hindernissen, der Weg der „Integra-
tion der Integrationen“ mit umfangreichem Einsatz nicht nur 
einer neuen Erfahrung, sondern auch überprüfter Modelle und 
Methoden der gesetzlichen Regelung der Integration sein. Nur 
mit diesem Ansatz gibt es große Perspektiven für die weitere 
Entwicklung der Integration dieser neuen zwischenstaatlichen 
Vereinigung. 
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Der vorliegende Artikel widmet sich der Eurasischen Wirtschaftsunion,
die im Jahr 2015 als Ergänzung zur Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft gegründet werden soll. Bei der Schaffung und Sicher-
stellung funktionierender rechtlicher Grundlagen dieser supranatio-
nalen Organisation sowie der Bestimmung ihrer rechtlichen Natur soll
einerseits auf die positiven Erfahrungen der bereits heute auf dem
postsowjetischen Raum existierenden zwischenstaatlichen Vereini-
gungen und Organisationen sowie andererseits auf die Erfahrungen
der Europäischen Union zurückgegriffen werden.


